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Führende Gedanken 


Niemand ist für sich allein da. 


(Eine soziale Rechtsbetrachtung.) 


1 

Unsere ganze Kultur, unsere ganze Geschichte 
beruht auf der Verwertung des einzelnen mensch- 
lichen Daseins für die Zwecke der Gesamtheit. Es 
gibt kein Menschenleben, das bloss für sich da wäre, 
jedes ist zugleich der Welt wegen da, jeder Mensch 
arbeitet an seiner, wenn auch noch so engbegrenzten 
Stelle, mit an dem Kulturzwecke der Menschheit. 
Und wäre es der geringste Arbeiter, er beteiligt sich 
an einer ihrer Aufgaben, und arbeitet er gar nicht, 
er arbeitet mit, indem er spricht, denn damit allein 
schon erhält er den überlieferten Sprachschatz le- 
bendig und gibt ihn weiter. Ich kann mir 
Menschendasein denken. so arm, so inhaltslos, so 
enge, so elend, das nicht einen andern Dasein zugute 
käme. Nicht selten hat selbst ein solches für die 
Welt die reichste Frucht getragen. Die Wiege des 
grössten Mannes stand oft in der ärmsten Hütte; das 
Weib, das ihm das Dasein gegeben, das ihn gesäugt 
und gepflegt hat, hat der Menschheit einen grösseren 
Dienst geleistet als mancher König auf seinem Trone. 
Was kann ein Kind dem Kinde sein? Oft mehr als 
Eltern und Lehrer zusammengenommen. Im Spiele 
mit seinen Genossen lernt das Kind für das prak- 
tische Leben mitunter mehr und Besseres als aus den 
«Lehren der Weisheit und Tugend». Am Spielballe 
seines Kameraden, den es sich anzueignen versucht, 
macht es die erste praktische Bekanntschaft mit 
dem Eigentumsbegrifie, und der abschreckende Ein- 
druck der Untugenden seiner Kameraden predigt ihm 
die erste Moral. Rud. von Ihering. 


Das Jahresergebnis des V.S.K. 


Dem Jahresende folgte der Rechnungsabschluss 
des V. S.K. fast auf dem Fusse. Schon mit Ablaui 
der dritten Januarwoche konnte der Oeffentlichkeit 
von dem Ergebnisse unserer konsumgenossenschaft- 
lichen Zentralstelle Kenntnis gegeben werden. Es ist 
ein überraschend gutes, den deutlichen Aufstieg be- 
kundendes Resultat. Als in den Jahren 1921 und 
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Fragen der schweizerischen Elektrizitätswirtschaft. — Genossen- 


Aus den Verhandlungen der Sitzung der Verwaltungs- 


1922 die 1920 erzielte Umsatzsumme des Verbandes 
von 172 auf 118 Millionen hinuntergeglitten war, ging 
es während vier Jahren langsam (durchschnittlich 
um etwa zwei Millionen Franken) wieder aufwärts. 
Nun hat das Jahr 1927 ungefähr den sechsfachen 
Umsatzzuwachs ienes vierjährigen Durchschnittszu- 
wachses gebracht. Mit der erzielten Summe von 
138,9 Millionen Franken nähert sich die Aufstiegs- 
kurve dem Punkte von 1919 (141 Millionen Franken} 
wobei aber zu berücksichtigen ist, dass damals die 
Indexziifer um rund 900 Franken höher stand als 
gegen Ende des letzten Berichtsiahres (Fr. 2,539.72 
am 1. Dezember 1919 gegen Fr. 1,665.91 am 1. De- 
zember 1927). 

Die durch die Kriegs- und Nachkriegszeit ver- 
änderte Kaufkraft des Geldes hat den Zahlenwert so 
beeinflusst, dass er ein klares Entwicklungsbild nicht 
mehr hervortreten lässt. Die kleineren Umsatzsum- 
men, die sich seit den Preissturzjahren ergaben, 
brauchten jeweils nicht mit Bedenken betrachtet zu 
werden, weil eine Vermehrung der umgesetzten Wa- 
renmengen offensichtlich war. Die Aufgabenerfüllung 
des Verbandes konnte also trotz rückläufigen Um- 
satzsummen als fortschreitend angeschen werden. 
Daraus ergab sich umsomehr die Berechtigung, mit 
den erzielten Ergebnissen zufrieden zu sein, als eine 
schwere, nur langsam verlaufene Wirtschaftskrise 
hohe Erwartungen gar nicht zuliess. 

Wenn die erwähnten Umstände wie gesagt die 
(Gewinnung eines genauen Bildes über die Entwick- 
fung unserer konsumgenossenschaftlichen Zentral- 
stelle nicht gestatten, so lässt sich doch immerhin auf 
Grund der Grosshandelsindexziffer des direkten Ver- 
brauches feststellen, dass, am Umsatz des Jahres 
1914 (45,7 Millienen Franken 100%) gemessen, 
das nun abgelaufene Berichtsiahr auf 193,5% gelangt 
ist. Das macht gegenüber ienem so schicksalschwe- 
ren Jahre fast eine Verdoppelung aus, wobei zu be- 
achten ist, dass die Grosshandelsindexziffer (1914 

100) im Jahre 1927 den Stand von 157,1 aufwies. 
Man darf also heute sagen, dass unsere Konsum- 
vereinsbewegung — das Ergebnis der Zentralstelle 
gibt dafür einen zuverlässigen Masstab — während 
der Kriegs- und der späteren Krisenzeit im Wachs- 
tum bleiben konnte. Einige Schwächeerscheinungen, 
die bei den Gegnern mehr Hoffnungen als bei uns 
Befürchtungen erweckten, mochten die Weiterent- 
wicklung nicht zu beeinträchtigen. 
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Mit dem Wachstum, das die Umsatzsumme an- 
zeigt, steht das innere Erstarken des Verbandes in 
Uebereinstimmung. Das Verbandsvermögen wird auf 
fünf Millionen Franken erhöht. Die neue Zuweisung 
von 300,000 Franken ist zwar kleiner als die vor- 
jährige, aber neben ihr wird mit einer Einlage von 
200,000 Franken eine neue Reserve für Propaganda- 
end Produktionszwecke geschaffen. Auf die Stär- 
kung der stillen Reserven ist auch diesmal durch er- 
hebliche Abschreibungen Bedacht genommen wor- 
den. Wir wissen, dass die starke Reservenbildung im 
Verbande nicht überall gerne gesehen und als rich- 
tig anerkannt wird, aber die Gründe, die einen sol- 
chen Standpunkt stützen sollen, scheinen uns doch 
schwach zu sein gegenüber denjenigen, die für die 
Stärkung der Reserven geltend gemacht werden kön- 
nen. Unsere genossenschaftlichen Dinge lassen sich 
run einmal nicht so drehen, dass ihre materielle Seite 
als die bedeutungslose oder auch nur die bedeutungs- 
losere erscheinen kann, Man darf die der Genossen- 
schaftsbewegung gegebenen Grundkräfte aufs höchste 
einschätzen, ohne damit das Recht zu verlieren, vom 
genossenschaftlichen Kapital zu sagen, dass es das 
private Kapital zurückdrängen und verdrängen 
muss, Wenn wir bei vielen Einrichtungen, die sozia- 
len Dienst leisten sollen, es aber nicht in der er- 
wünschten Weise tun können, nach dem Grunde fra- 
gen, so ergibt sich meistens, dass die materielle 
Grundlage zu schwach ist. An anderer Stelle dieser 
Nummer weist ein Fachmann darauf hin, dass die 
Versorgung mit Elektrizität sich bei erhöhten Ab- 
schreibungen sozialer auswirken könnte. Das Gleiche 
lässt sich von allen andern Unternehmungen sagen, 
die dem Volke oder Teilen des Volkes dienen sollen. 
Für die Erfüllung genossenschaftlicher Aufgaben ist 
dieser Punkt besonders wichtig. Der Verband muss 
das starke Zentrum sein und damit die Verbandsver- 
eine befähigen, zu starken Flügeln zu werden. So 
wird die Front feststehen und vorrücken können. 

Dass wieder Lücken ausgefüllt werden, die der 
Preissturz vor Jahren ins Stützwerk des Verbandes 
gerissen hat, sehen wir an der in Vorbereitung 
stehenden Errichtung eines grösseren Ferienheims 
in Weggis — der ehemalige Ferienheimfonds wurde 
1921 für die Deckung des Verbandsdefizits mitver- 
wendet —- und in der Anlegung eines neien Fonds 
für Propaganda- und Preduktionszwecke. Damit 
wird der frühere, 1921 ebenfalls verschwundene ge- 
nossenschaftliche Bildungsfonds ebenfalls wieder er- 
setzt, mit veränderter, den neuen Anforderuneen 
Rechnung tragender Zweckbestimmung. Wir sehen 
also, dass der Verband marschiert, aus welcher Tat- 
sache auch auf das Marschieren der Verbands- 
vereine, das heisst der schweizerischen Konsumver- 
einsbewegung geschlossen werden darf. 


& 
Die Arbeiter in der Genossenschaft. 


Unter dem Stichwort «Arbeiter und Konsumvereine» bringt 
das Internationale Handwörterbuch über das Genossenschaits- 
wesen eine Abhandlung, die von Dr. Else Staudinger aus nach- 
gelassenen Aufzeichnungen Proi. Franz Staudingers zusammen- 
gestellt wurde. Wir entnehmen ihr das Folgende in der Mei- 
nung, dass damit eine Probe aus dem Handwörterbuch gegeben 
und zur Bestellung des im ersten Band vorliegenden Werkes 
angeregt werden soll. 


Vandervelde hatte in seinem Buch über neutrale 
und sozialistische Genossenschaftsbewegung die 
Frage gesteilt, ob nicht die Genossenschaft durch ihre 
Arbeiter Mehrwert erarbeiten lasse, der diesen dann 
durch die Masse der Genossenschafter konfisziert 


werde. Auf diese Frage gibt er folgende Antwort: 
«Die Genossenschaft beschäftigt Lohnarbeiter. Also 
beutet sie sie auch ganz wie die kapitalistischen Un- 
ternehmungen aus». «Und von ihrem Standpunkt als 
l.ohnarbeiter kommt wenig darauf an, ob dieser Mehr- 
wert, in Profit verwandelt, zu ihrem Nachteil durch 
einen einzelnen Kapitalisten, durch etliche Dutzend 
Aktionäre, oder durch einige Hunderte oder Tau- 
sende von Genossenschaftern konfisziert wird.» 

Dieser grundfalsche Gedankengang bildet neben 
der Dividendensucht der Konsumenten den Haupt- 
grund dafür, dass es mit der Genossenschaftsbewe- 
gung nicht in wünschbarer Weise voran will. Denn 
es möchte der Arbeiter schon zu Beginn der Genos- 
senschaft die Früchte ernten, die ihm erst später und 
in ganz anderer Form zureifen können; er will den 
zehnten Schritt zu seinem vermeinten Rechte tun, ehe 
auch nur der allererste getan ist, und er glaubt sich 
dabei gedeckt durch die Lehre von Marx, dass die 
Arbeit alle Werte erschaffe, und dass daher ihr allein 
der Ertrag gehöre. 

Wie verhält es sich nun mit den Marx'schen Be- 
griffen «Mehrwert» und «Ausbeutung»? Nach Marx 
beruht der Tauschwert aller Arbeitsprodukte auf der 
zu ihrer Erzeugung angewandten Arbeitsmenge. Die 
Arbeiter erhalten aber im L.ohn nicht den vollen Ar- 
beitsertrag ausbezahlt. Der den Arbeitslohn über- 
steigende Wert ihres Produktes, also der «Mehr- 
wert», wird vom Kapital als Profit in Anspruch ge- 
nommen. Diese Tatsache, dass im L.ohn nicht der 
volle Wert der Arbeitsleistung bezahlt wird, bezeich- 
net Marx als «Ausbeutung». Der ausgebeutete Be- 
trag geht nun als Profit zu einem Teil in den Privat- 
konsum des Unternehmers, zum andern, weit grös- 
sern Teil, als Akkumulationsrate in das Betriebs- und 
Anlagekapital des Unternehmens. Soweit dieser Teil 
des Profits der notwendigen Akkumulation dient — 
er ist ihre einzige Quelle —, ist er ein notwendiger 
Faktor im kapitalistischen System; denn nur durch 
die Akkumulation des Kapitals werden die den wach- 
senden Bedürfnissen einer wachsenden Bevölkerung 
entsprechenden notwendigen Erweiterungen der 
Produktionsanlagen ermöglicht. (Von den zu gros- 
sen und falsch gerichteten Erweiterungen, die zur 
Krise führen, kann hier abgesehen werden). Da aber 
diese Akkumulation im Kapitalismus auf der Grund- 
lage des Privateigentums erfolgt, vergrössert sie 
dauernd die Macht des Unternehmers gegenüber der 
besitzlosen Arbeiterschaft, setzt den Unternehmer in 
steigendem Masse in die Lage, die besitzlose Arbeits- 
kraft noch mehr «auszubeuten». Nicht nur direkt 
durch Beherrschung der Lohnhöhe, sondern minde- 
stens ebensosehr indirekt durch einseitige Beeinflus- 
sung aller gesellschaftlichen Institutionen. 

Wie aber steht es mit der von Vandervelde be- 
haupteten Ausbeutung in der Genossenschaft? Die 
Produktionsanlagen der Genossenschaft stehen nicht 
im Privateigentum eines oder mehrerer Unterneu- 
mer, sie gehören in ihrer Gesamtheit der Gemein- 
schaft der Genossen, sind also nicht privater, son- 
dern kollektivistischer Besitz und die Genossen sind 
die gemeinsamen Unternehmer, Selbst wenn wir nun 
den Fall nehmen, dass sämtliche Genossen auch Ar- 
beiter in den eigenen Betrieben wären, so dürften sie 
sich trotzdem nicht den vollen Arbeitsertrag als Lohn 
zusprechen. Ein Teil ihres Arbeitsertrages muss ge- 
spart werden, um die notwendigen Erweiterungen der 
Produktionsanlagen und entsprechend auch die Er- 
höhung des Betriebskapitals zu ermöglichen. Denn 
die Genossenschaft will ja nicht nur dauernd eine be- 
schränkte Anzahl von Gencssen mit immer derselben 
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Art und Menge von Gütern versorgen, indem sie 
eine einmal vorhandene Produktions- und Vertei- 
lungsanlage immer nur gerade in demselben Umfang 
aufrecht erhält, in dem Ertrag derselben also ledig- 
lich die Produktionskosten einschliesslich der vollen 
Arbeitsleistung reproduziert. Die Genossenschaft will 
und muss ihrem Ziel gemäss für eine stets zuneh- 
mende Zahl von Genossen eine immer umfangrei- 
chere Bedarisdeckungsgemeinschaft werden auf der 
Grundlage stetig wachsenden Eigenkapitals und einer 
immer weiter ausgedehnten Eigenproduktion. Und 
das heisst, dass auch die Genossenschaft akkumulie- 
ren, einen Teil des Arbeitsertrages ihrer Arbeiter zur 
Bildung von Kapital verwenden muss. Dieses Kapital 
steht aber nicht in privatem Eigentum, ist vielmehr 
kollektivistischer Besitz, und daher kann und darf 
diese Akkumulation nicht als Ausbeutung der Arbei- 
ter angesprochen werden. Daraus folgt: Nicht jede 
Akkumulation bedeutet Ausbeutung, sondern nur die- 
ienige, welche auf Grund privaten Eigentumsrechts 
init der Wirkung immer grösserer Macht gegenüber 
der besitzlosen Arbeitskraft erfolgt. 

Wenn somit die Akkumulation als solche auch in 
der Genossenschaft als notwendig erkannt ist, so ist 
die Höhe der Akkumulationsrate, das heisst anderer- 
seits die Höhe des auszubezahlenden Arbeitslohnes 
heute noch abhängig von den Lohn- und Akkumula- 
tionsraten des kapitalistischen Wirtschaftsraums, in 
dem die Genossenschaft sich befindet. Sie kann in 
diesem nur dann bestehen und wachsen, wenn sie mit 
den gleichartigen kapitalistischen Betrieben konkur- 
renzfähig bleibt; und dies wiederum ist nur möglich, 
wenn sie keine höheren Löhne als die entsprechenden 
kapitalistischen Unternehmungen zu zahlen hat. 

Der Vorteil des Lohnarbeiters in der Genossen- 
schaft entspricht also heute nicht — oder nicht we- 
sentlich — seiner Eigenschaft als Arbeiter; er liegt 
entscheidend vielmehr in seiner Funktion als Konsu- 
ment und Mitglied der Genossenschaft als solcher. 
Denn durch das dauernde Bestreben der Gienossen- 
schaft, ihm die Bedarfsgüter in möglichst guter Qua- 
lität und vor allem zu möglichst niedrigen Preisen zu 
beschaffen, erfährt der Arbeiter eine zunehmende Er- 
höhung seines Reallohnes. Und gleichzeitig ist er als 
Mitglied der Genossenschaft der Mitbesitzer und Mit- 
bestimmer des zenossenschaftlichen Kapitals. Je 
mehr er als Konsument dazu beiträgt, dieses kollek- 
tivistische Kapital zu vergrössern, und ie mehr er 
diesem Eigenkapital gegenüber sich seiner -Unterneh- 
merpflicht bewusst ist, desto rascher wird die Genos- 
senschaft in die Lage versetzt, den Lebensstandard 
ihrer Mitglieder zu verbessern und dem Kapital 
Stück für Stück abzugewinnen, 

Wenn somit der Genossenschaftsarbeiter die 
Verbesserung seiner Lage allein durch die Auswir- 
kung der Entnahme seiner Bedarfsgüter aus der Ge- 
nossenschaft zu erwarten hat, so liegt dies im Wer 
wichtigen Funktion begründet, die der Konsum im 
ganzen Produktionsprozess einnimmt. Denn erst 
durch den Verkauf der Produkte ist es möglich, die 
erzeugten Güterwerte in reale Wertgrössen zu ver- 
wandeln, sie zu realisieren. Auch im kapitalistischen 
Wirtschaftsprozess ist die Rolle des Arbeiters als 
Konsument mindestens ebenso entscheidend wie die 
als Produzent. So wie er auf der einen Seite als Pro- 
duzent Wert und Mehrwert erzeugen hilft, so trägt er 
auf der andern Seite dazu bei, Wert und Mehrwert 
zu realisieren. Denn es ist ja nicht etwa so, dass die 
Arbeiterschaft, weil sie nicht den ganzen Betrag "des 
Wertes ihrer Arbeit ausbezahlt erhält, nur den un- 
terhalb des Mehrwerts liegenden Teil der Gesamt- 


produktion realisiert, und dass die Kapitalistenklasse 
unter sich gerade die den Mehrwert ausmachenden 
Anteile in Geld verwandelt. Es verhält sich vielmehr 
so, dass der Arbeiter mit seinem Lohn Waren kauft 
und damit den in diesen Waren steckenden Mehr- 
wert «versilbert». Die entscheidende Frage ist in un- 
serem Zusammenhang nun die: wo der Arbeiter 
diese Waren kauft, ob im Verkaufsladen des kapi- 
{alistischen Betriebes oder in dem seiner (Gienossen- 
schaft. Im ersteren Fall realisiert er den in seinen 
gekauften Waren steckenden Mehrwert in die Tasche 
des privaten Unternehmens, im zweiten Fall jedoch 
in die kollektivistische Tasche seiner Genossen- 
schaft. Wenn also nur über den Weg des Konsu- 
menten Wert und Mehrwert überhaupt erst realisiert 
werden können, so kann nur über den Weg des in- 
nerhalb der Genossenschaft vollzogenen Konsums 
der Mehrwert in den kollektivistischen Besitz der 
Genossenschaft überführt werden. Nur auf diesem 
Wege ist es möglich, gemeinschaftliches Kapital zu 
bilden und damit die einzige wirtschaftliche Waffe 
des Arbeiters gegen das privateKapital zu schmieden. 
In diesem Zusammenhang sei kurz darauf hinge- 
wiesen, dass es für das genossenschaftliche Prinzip 
gleichgültig ist, ob die genossenschaftliche Verkaufs- 
stelle eigenproduzierte oder von kapitalistischen Be- 
trieben hergestellte Waren verkauft. Je grösser ihr 
Bedarf ist, desto günstiger wird sie vom kapitalisti- 
schen Produzenten kaufen und desto vorteilhafter 
ihre Mitglieder versorgen können. Jedoch besteht 
hierbei der grosse Nachteil, dass der für die Genos- 
senschaft zu realisierende Mehrwert nur sehr gering 
ist, weil er nur den Teil des Endproduktivwerts aus- 
macht, der ihm durch die Funktion der Verteilung in 
der Genossenschaft zugewachsen ist. Für das Ziel 
der Genossenschaft ist es deshalb wichtig, möglichst 
viele eigene Produktionsanlagen zu schaffen, Je 
mehr sie eigene Fabrikate herstellt, desto grösser 
ist der in den eigenen Betrieben geschaffene Mehr- 
wert und desto rascher wird durch die Realisation 
desselben die Eigenkapitalbildung voranschreiten. 
Nach alledem liegt es also anders als Vander- 
velde glaubt. Nicht die verhältnismässig wenigen 
Gewerkschaftsarbeiter bekommen ihren Mehrwert 
von der Gesamtheit der Konsumenten konfisziert, 
nein umgekehrt: Bei höherem Lohn der Genossen- 
schaftsarbeiter bekommen die Genossenschaftsmit- 
glieder (die doch zum allergrössten Teil auch Ar- 
beiter sind) einen Teil des von ihnen samt den Ge- 
nossenschaftsarbeitern als Konsumenten zurücker- 
oberten Mehrwertes von ihren eigenen Kameraden 
konfisziert. Es ist dies also eine geradezu kapitalisti- 
sche Ausbeute, we die wenigen die vielen ausbeuten. 


+ Jakob Schrämli. 


Im Alter von 72 Jahren verstarb am 15. Januar 
Jakob Schrämli, der mit dem schon 1917 verstorbe- 
nen Konrad Schenkel ım die Mitte der Siebenziger- 
iahre die ersten landwirtschaftlichen Genossen- 
schaften gründete. Er war Quästor des 1882 gegrün- 
deten landwirtschaftlichen Bezirksvereins Winter- 
thur, der sich 1886 zum Verband ostschweizerischer 
landwirtschaftlicher Genossenschaften erweiterte. 
Auch hier versah er die Kassierstelle, wurde dann 
Mitglied der 1891 geschaffenen Verwaltungskommis- 
sion, in der er als Geschäftsführer die dominierende 
Rolle spielte. 1922 nahm er seinen Rücktritt aus der 
Behörde des Verbandes, dem er während 36 Jahren 
seine Dienste geleistet und den Stempel seines 
Wesens aufgedrückt hatte. 
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Wirtschaitlicher Wochenbericht. 

Nach der schweizerischen Handelsstatistik hat 
die Schweiz im vergangenen Jahre für 2563 Mil- 
lionen Franken Waren eingeführt und für 2023 Mil- 
lionen ausgeführt, so dass sich ein Einfuhrüberschuss 
von 540 Millionen Franken ergibt. Für solche Leute 
die sich wegen der Bezahlung dieser überschüssigen 
Einfuhr Sorge machen wollen, sei zunächst gesagt. 
dass die scheinbare Exaktheit dieser Summen trüge- 
risch ist. Erhebliche Teile der Ausfuhr entziehen 
sich der Statistik, die Bewertung der Waren kann 
niemals völlig exakt sein und darum liefert die Han 
delsstatistik aller Länder jeweilen abweichende Er- 
gebnisse. Am unsichersten wird gerade das (Giesamt- 
resultat der Handelsstatistik, weil bei ihm die Fehler 
aller einzelnen Länder und Warengruppen zusammen 
addiert werden. Trotzdem ist freilich nicht daran zu 
zweifeln, dass die Schweiz einen bedeutenden Ein- 
fuhrüberschuss hat, aber es ist eher zu verwundern, 
dass er nicht noch höher ist. Denn die Schweiz ist 
ein Gläubigerland und fast alle Gläubigerländer ver- 
zeichnen einen bedeutenden Ueberschuss der Ein- 
fuhr, weil eben die vom Ausland hereinkommenden 
Zinsen in Waren eingeführt werden müssen. Die 
Schweiz hat Milliarden von Kapital im Auslande an- 
gelegt und die einkommenden Zinsen müssen natür- 
lich die Einfuhr verstärken. Das gleiche gilt auch 
von dem Einkommen ausländischer Kapitalisten, die 
sich in der Schweiz niedergelassen haben. 

Dazu kommt noch, dass der Einfuhrüberschuss 
der Schweiz gar nicht so gross ist als er scheint. 
Man berechnet die Einnahmen der Schweiz aus dem 
ausländischen Fremdenstrom auf 500 Millionen im 
Jahr. Nun reist zwar auch der Schweizer viel ins 
Ausland, aber die Ausgaben der Schweizer für Aus- 
landreisen werden jährlich schwerlich 100 Millionen 
Franken erreichen, so dass der Schweiz aus dem 
Fremdenverkehr ein Plus von etwa 400 Millionen 
verbleiben würde. Zusammen mit den aus dem Aus- 
land einfliessenden Zinsen schweizerischer Kapita- 
lien wäre dadurch der Einfuhrüberschuss der 
Schweiz völlig ausgeglichen. Bei dem starken Frem- 
denverkehr der letzten Jahre wäre sogar noch ein 
höherer Einfuhrüberschuss zu erwarten, aber die 
Schweiz hat bekanntlich in den letzten Jahren grosse 
Kapitalien ans Ausland geborgt, was indirekt zur Er- 
höhung ihrer Ausfuhr beitragen musste. 

Im übrigen hat für die Bezahlung der Einfuhren 
nicht der Staatsmann, sondern der Kaufmann zu sor- 
een und das Wort des alten Adam Smith ist auch 
heute noch walhır, dass von allen unnützen Sorgen 
die sich die Regierungen machen, eine der un- 
nützesten die Sorge um eine günstige Handelsbilanz 
ist. Solange die Schweizer Exporteure ihre Waren 
bezahlt erhalten, gleicht sich die Handelsbilanz und 
die Zahlungsbilanz immer ganz von selber aus und 
der Schweizerbürger braucht sich wegen der un- 
eünstigen Handelsbilanz der Schweiz eben so wenig 
graue Haare wachsen zu lassen, wie sich der Aar- 
eauer um die Handelsbilanz des Kantons Aargau, der 
Thurgauer um die Handelsbilanz des Thurgau küm- 
mert. Gäbe es eine Handelsstatistik für die einzelnen 
Schweizerkantone, dann würden sicherlich bei vielen 
ganz ungünstige Handelsbilanzen zum Vorschein 
kommen und dann hätten noch viel mehr Leute 
Gelegenheit, sich über die gefährlichen Handels- 
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bilanzen die Köpfe zu zerbrechen, was aber für die 
Schweiz schwerlich ein Vorteil wäre. 

Eine gute Nachricht hat die neue Woche ge- 
bracht, dass nämlıch das schweizerisch-französische 
Handelsabkommen unterzeichnet ist. Die franzö- 
sische Regierung hat sich also doch erweichen 
lassen. Doch wird die Schweiz zut tun, bevor sie 
Viktoria schiesst, den Inhalt und besser noch die 
Wirkungen des neuen Abkommens abzuwarten. Der 
Vertrag, der vor 32 Jahren dem französisch-schwei- 
zerischen Zollkriege ein Ende machte, schien auch 
annehmbar zu sein, aber seine Wirkungen erfüllten 
die schweizerischen Hoffnungen nur in geringem 
Masse, wenigstens profitierte die schweizerische 
Ausfuhr nach Frankreich davon viel weniger als die 
französische nach der Schweiz. Heute ist die 
Schweiz in eine noch viel ungünstigere Lage ge- 
kommen. Das Uebergewicht der französischen Ein- 
fuhr ist so enorm geworden, dass nur durch ganz 
ausserordentliche Konzessionen von französischer 
Seite eine Wiederherstellung des Gleichgewichts 
möglich erscheint. Ob die Konzessionen des neuen 
Vertrages dazu ausreichen, kann erst die Erfahrung 
lehren. Leider scheint auch diesmal wieder wie beim 
Handelsvertrag mit Deutschland für das grosse Sor- 
eenkind der schweizerischen Volkswirtschaft, die 
Stickereiindustrie, noch nichts Besonderes erreicht 
zu sein. Die Regelung der Stickereizölle ist zunächst 
verschoben. Freilich werden sich in Frankreich wie 
in Deutschland die Interessenten mit besonderer 
Heftigkeit gegen iede Konzession an die schweize- 
rische Stickerei zur Wehr setzen, denn die Stickerei 
leidet in diesen Ländern unter der Ungunst der 
Mode so gut wie in der Schweiz, und darum suchen 
die Stickereiindustriellen in Frankreich und Deutsch- 
land sich mit allen Mitteln wenigstens den heimischen 
Markt zu sichern. 


Fragen der schweizerischen Elektrizitätswirtschait 
von Ing. A. Härry, Sekretär des Schweiz. Wasserwirtschaits- 
verbandes, Zürich. 


Das Nachwort des Berichterstatters zu meiner 
Antwort in Nr. 1 des «Schweizer. Konsumverein» 
veranlasst mich, auf einige darin berührte Punkte zu- 
rückzukommen. Ich gehe mit ihm einig, dass es un- 
nütz ist, beim Konsumenten an patriotische Gefühle 
zu appellieren. Ich habe schon in meiner ersten Ant- 
wort gesagt: «Der Konsument gibt demienigen Pro- 
dukt den Verzug, das ihm am besten dient». Daher 
werden Elektrizitätswerke mit dem Argument: «dei 
elektrischen Energie gebührt in jedem Falle der Vor- 
zug», kaum viel Erfolg haben. Werke, die so vor- 
chen, sind uns denn auch nicht bekannt, ich kenne 
aber Fälle, we die elektrische Energie zu konkurrenz- 
fähigen, sogar billigeren Preisen als das Gas abge- 
geben wird. In solchen Fällen kann man mit melır 
Recht an das patriotische Gewissen appellieren. Denn 
wenn wir den schweizerischen Konsumenten zu glei- 
chen Bedingungen mit einem inländischen Produkt 
befriedigen können, sollen wir es tun. 

Die Schweiz steht nicht im Rufe einer stark pro- 
tektionistischen Politik, sie muss sich vielmehr leb- 
haft gegen Uebergriffie von Grosstaaten zur Wehr 
setzen. Deutschland mit seinen über 60 Millionen 
Einwohnern führt jährlich flüssige Brennstoffe im Be- 
trage von rund 150 Millionen Mark ein. Deshalb 
wendet es alle wissenschaftliche, technische und fi- 
naffzielle Kraft auf, um auf dem Wege der Kohlen- 
verflüssigung sich von dieser Einfuhr unabhängig 
zu machen. Und es gelingt, Deutschland kann sich 
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ın einigen Jahren nicht nur vom Import flüssiger 
Brennstoffe befreien, es kann solche sogar exportie- 
ren! Unsere Schweiz mit ihren vier Millionen Ein- 
wohnern führt jährlich für über 160 Millionen Fran- 
ken Brennstoffe ein. Darf man es ihr verübeln, wenn 
sie versucht, wenigstens einen Teil dieses Tributes 
ans Ausland aus ihren eigenen bescheidenen Natur- 
schätzen zu decken? Wir müssen auch im besten 
Fall immer noch mit einer passiven Handelsbilanz 
von 400 bis 500 Millionen Franken rechnen. 


Die Reserve von über einer Milliarde Kilowatt- 
stunden, auf die wir im Falle der Not zurückgreifen 
können, ist denn doch kein so wirkungsloses Instru- 
ment, wie es der Herr Berichterstatter darzustellen 
sucht. In erster Linie dient uns die Reserve in Zei- 
ten von Wasserknappheit. Gemäss den Exportver- 
trägen kann ein grosser Teil der Ausfuhr ganz 
cler teilweise eingestellt werden. Davon wurde im 
wasserarmen Frühjahr 1925 Gebrauch gemacht. Die 
Ausfuhr wurde damals auf geringe Quoten einge- 
schränkt und unser Land blieb von den schweren 
Folgen einer Energieknappheit verschont. Wie sich 
die Verhältnisse im Kriegsfaile gestalten werden, 
kann natürlich zum voraus nicht gesagt werden. 
Jedenfalls hat die Ausfuhr elektrischer Energie wäh- 
rend des Weitkrieges ihre Feuerprobe glänzend be- 
standen. Obschon wir allen kriegsführenden Nach- 
barländern Energie lieferten, sind keine Schwierig- 
keiten eingetreten. Man muss sich eben von der Be- 
deutung unserer Energieausfuhr für die importieren- 
den Länder kein übertriebenes Bild machen. Diese 
Energie ist nur ein verhältnismässig geringer Teil der 
Gesamterzeugung dieser Länder und auf keinen Fall 
für sie von lebenswichtiger Bedeutung. Die Energie- 
versorgung beruht auf der Zusammenarbeit einer 
grossen Zahl von Wasserkraftwerken mit kalori- 
schen Anlagen, in denen grosse Reserven stecken. 
Man wird doch im Ernste nicht glauben, dass bei- 
spielsweise die Stadt Mailand für Beleuchtung und 
Kraft allein oder auch nur in überwiegendem Masse 
auf die schweizerische Elektrizität angewiesen sei! 

Der Herr Berichterstatter glaubt, dass im 
Licktpreis eine indirekte Besteuerung steckt, die sich 
ungerecht auswirke. Diesem Irrtum begegnet man 
häufig, er ist bei den nicht leicht zu überblickenden 
Verhältnissen der Energieproduktion begreiflich. 
Wir wollen versuchen, diese Zusammenhänge kurz 
zu erklären: Die Selbstkosten eines Elektrizitäts- 
werkes (auch Gaswerkes) umfassen die festen und 
die beweglichen Kosten. Die festen Selbstkosten 
sind im Betrieb von Wasserkraftelektrizitätswerken 
weit überwiegend, sie müssen gedeckt werden, ob 
wenig oder viel Energie konsumiert wird. Sie müs- 
sen jedem Elektrizitätsbezüger, gleichviel, wie viel 
Energie er bezieht, gleichhoch belastet werden. Nun 
besteht gerade bei den kleinen Energiebezügern die 
Gefahr einer unvollständigen Deckung der Selbst- 
kosten. Die Aufwendungen für Verzinsung, Unter- 
halt und Amertisation der Hausanschlussleitungen, 
von Steigleitungen und Zählern, die Ausgaben für 
Standabnahme, für die Stromverrechnung, sowie die 
Kosten des Einzuges und der allgemeinen Verwal- 
tung sind für den kleinsten Abonnenten genau diesel- 
ben wie für den grössern und machen den Hauptteil 
der Selbstkosten aus. 

Eine einfache Rechnung, die sich auf Tatsachen 
stützt, wird das noch klarer machen: Man rechnet 
für Arbeiterfamilien mit einem durchschnittlichen 
Verbrauch von 84 Kilowattstunden im Jahr für Be- 
leuchtung. Beim Doppeltarif kommt zum Beispiei in 
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Zürich die Kilowattsiunde auf 40 Rappen!) im 
Durchschnitt zu stehen, das macht bei 84 Kilowatt- 
stunden pro Jahr Fr. 33.60. Die reinen Verwaltungs- 
spesen für Verzinsung und Unterhalt des Zählers, 
Ablesung, Rechnungsstellung und Inkasso betragen 
im Durchschnitt Fr. 20. pro Abonnent. Es bleiben 
also noch Fr. 13.60 für die Energie, das sind pro 
Kilowattstunde ca. 16 Rappen. Mit diesen 16 Rappen 
müssen alle übrigen Kosten, wie Verzinsung, Amor- 
tisation und Unterhalt des Leitungsnetzes, der Erzeu- 
gungsanlagen, Kosten fremder Energie etc. bezahlt 
werden, die für Beleuchtungsenergie am höchsten 
sind. Man wird zugeben, dass da nichts übrig bleibt 
für einen Reingewinn. In Zürich bleiben aber 
5000 Familien noch unter einem Verbrauch von 80 
Kilowattstunden pro Jahr! 

Eine sogenannte bessere Haushaltung braucht 
bis zu 250 Kilowattstunden pro Jahr für Beleuchtung. 
Der Abonnent bezahlt dafür Fr. 100.—. Unter Abzug 
der Fr. 20.— für Verwaltungsspesen ergibt sich also 
ein Energiepreis von 32 Rappen pro Kilowattstunde. 
Der Konsument mit grösserem Konsum bezahlt also 
rıcht nur absolut, sondern auch relativ viel mehr als 
der Kleınkonsument. Aus den Einnahmen der Abon- 
nenten mit hohem Lichtkonsum zusammen mit den 
Einnahmen der übrigen Bezüger von Energie für 
Kraft und Wärmezwecke werden die Reingewinne 
herausgewirtschaftet. 

Aechnliche Verhältnisse bestehen übrigens auch 
beim Gas. So ist nachgewiesen worden,”) dass in 
Basel bei einem Gaspreis von 25 Rappen per Kubik- 
ineter. das Gas an 10,000 Abonnenten, die weniger 
als 20 m” pro Monat brauchen, mit Verlust abgegeben 
wird. Es sind auch hier die Abonnenten mit grösse- 
rem Gaskonsum, welche die Kosten bezahlen. 

Im Gegensatz zu den Ausführungen des Herrn 
Berichterstatters ist somit festzustellen, dass die in- 
direkte Besteuerung des Lichtkonsumenten sich 
durchaus sozial auswirkt und von einer Ungerechtig- 
keit gegenüber dem Kleinkonsumenten keine Rede 
sein kann. Eine unnötige Herabsetzung des Licht- 
preises nützt dem Kleinkonsumenten wenig, schadet 
aber der Entwicklung des Werkes und den (e- 
meindefinanzen. 

Im übrigen ist es ungerecht, wenn man die Elek- 
trizitätswerke als solche für die hohen an das Ge- 
meinwesen abgeführten Gewinne verantwortlich 
macht. Die Werke sind ia zur Hauptsache im Be- 
sitze der Kantsne und Gemeinden und der Bürger 
ist es, der über die Finanzwirtschaft der Unterneh- 
mungen zu bestimmen hat. In diesem Zusammen- 
hang sind auch die Befürchtungen des Herrn Be- 
richterstatters über die Gefahren einer Monopolwirt- 
schaft der Elektrizitätswerke als gegenstandslos zu- 
rückzuweisen. 

Im übrigen würden es die Kreise der schweize- 
rischen Wasser- und Elektrizitätswirtschaft sehr be- 
grüssen, wenn mamentlich die starken Belastungen 
der Kraftwerke durch Konzessionsgebühren und Ab- 
gaben aller Art gemildert werden könnten, Sie tre- 
ten auch für eine möglichste Beschränkung der Rein- 
gewinne an die Gemeinwesen ein. Die so ersparten 
Summen würden richtiger für vermehrten Ausbau der 
Verteilnetze, erhöhte Abschreibungen und Senkung 
der Energiepreise verwendet. 


!) Hochtarif abends 55 Rp., übrige Zeit 25 Rp. in den Win- 
termonaten; Hochtarif abends 50 Rp.. übrige Zeit 20 Rp. in den 
Sommermonaten. 

2) Bericht des Regierungsrates an 
Kantons Basel-Stadt über das Postulat 
zember 1925. 


den Grossen Rat des 
Pieiffer vom 3, De- 
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Genossenschaftsrecht 


Wie es in Pseudogenossenschafiten etwa zugeht. 


Wir veröffentlichen nachstehend auszugsweise 
aus der amtlichen Sammlung der Entscheidungen des 
schweizerischen Bundesgerichts ein Urteil der I. Zi- 
vilabteilung vom 15.September 1927 in Sachen Schoch 
gegen Marbacher. Der wesentliche Inhalt des Ent- 
scheides ist am Kopfe auszugsweise wiedergegeben. 
Für die Genossenschaften unseres Verbandes wird 
aus dem Urteil hauptsächlich die Feststellung von 
Interesse sein, dass es zur Verbindlichkeit des Ein- 
trittes in eine Genossenschaft mindestens einer 
schriftlichen Beitrittserklärung bedarf. Die Nutz- 
anwendung daraus ist auch diejenige, dass in allen 
Genossenschaften ein grosses Gewicht darauf gelegt 
wird, dass die Mitgliederlisten mit den schriftlichen 
Beitrittserklärungen sorgfältig und dä jour gehalten 
werden. 

Genossenschaft: Die Mitgliedschaft verkörpert sich nicht 
in den Anteilscheinen und kann daher durch deren Uebertra- 
gung nicht begründet werden. Zur Verbindlichkeit des Ein- 
trittes in eine Genossenschaft ist als Mindesterfordernis eine 
schriftliche Beitrittserklärung notwendig (Art. 683 Abs. 2 OR.). 

Am 23. Juni 1924 wurde in Zürich die «Ge- 
ncssenschaft Fabrikstrasse» zum Zwecke der Erstel- 
lung, Vermietung, des Kaufes und Verkaufes von 
Wohnhäusern auf unbestimmte Zeit gegründet mit 
einem Kapital von Fr. 1500.—, eingeteilt in 15 auf den 
Namen lautende und nur mit Zustimmung des Vor- 
standes übertragbare Anteilscheine von ie Fr. 100. 
Aus den Gencssenschaftsstatuten sind folgende we- 
sentliche Bestimmungen hervorzuheben: 

«$ 3: Mitglieder der Genossenschaft können na- 
türliche und juristische Personen werden, die min- 
destens einen Anteilschein erwerben und bar ein- 
zahlen. 

Die Aufnahme erfolgt durch den Vorstand auf 
schriftliche Anmeldung hin ..... 

$ 4: Die Mitgliedschaft erlischt: 

a) durch den Austritt auf Grund einer schriftlichen, 
sechsmonatlichen Kündigung mittelst eingeschrie- 
benen Briefes auf Ende eines Geschäftsjahres, 

b) durch den Tod, 

c) durch Ausschluss eines Mitgliedes durch den Vor- 
stand, 

d) durch Auflösung der Genossenschaft. 

Rechtsnachfolger ceder Erben eines Mitgliedes 
gelten als Mitglieder. 

$ 5: Bei jeder Form des Ausscheidens erlöschen 
alle Rechte des Mitgliedes mit Ausnahme der statu- 
tarischen Verzinsung der Anteilscheine. Einem aus- 
scheidenden Mitgliede muss der einbezahlte Betrag 
innert 5 Jahren nach dem Ausscheiden ausbezahlt 
werden. 

$ 19: Den Zinsfuss für die Anteilscheine setzt 
ieweils die Generalversammlung fest.» 

Im Juli 1924 kaufte die Genossenschaft die Lie- 
eenschaft Limmatstrasse 199 in Zürich zum Preise 
von Fr. 137,000.—. 

Die sämtlichen 15 Anteilscheine gelangten in der 
Folge in die Hand eines einzigen Genossenschafters, 
Julius Egli, der sie später dem heutigen Beklagten 
Schoch verkaufte. Dieser schloss am 19, Februar 
1925 mit dem Kläger Marbacher folgenden als «Ver- 
einbarung und Abtretung» bezeichneten Vertrag ab: 

«Hr. Marbacher tritt an Stelle von Jak. 
Schach. in die Genossenschaft Fabrikstrasse als 


> 


Genossenschafter ein und übernimmt die diesfl. Lie- 


genschaft Limmatstrasse 199, Zürich 5, auf seine 
Rechnung als Genossenschaftsinhaber. Den Entgelt, 
bezw. Gegenwert für diese Genossenschafts- und Lie- 
genschaftsübertragung, welcher zum Preise von 
Fr. 157,000.— vereinbart ist, leistet der Uebernehmer 
an Schoch. 

Dagegen erhält Marbacher aushin: die sämt- 
lichen 15 Genossenschaftsscheine dä Fr. 100.— und 
wird er damit alleiniger Genossenschaftsinhaber, Mit 
dieser Uebernahme übernimmt der Uebernehmer 
Marbacher die Verwaltung und Besorgung der Lie- 
genschaft auf sich, wie auch die Verzinsung der auf 
der Liegenschaft haftenden Titel. Der Antritt der 
Liegenschaft erfolgt auf den 1. März 1925, von wel- 
chem Zeitpunkte an der Uebernehmer auch in die 
bestehenden Mietverhältnisse eintritt, mit Mietzins- 
genuss ab 1. März 1925, zu welchem Zwecke dem- 
selben auch die bestehenden Mietverträge aushin- 
gegeben werden. 

Von dieser Genossenschaftsübertragung ist dem 
Handelsregister entsprechend Kenntnis zu geben.» 

Gemäss einem beglaubigten Protokollauszug fand 
am gleichen Tage eine ausserordentliche General- 
versammlung statt, über deren Verhandlungen fol- 
gendes verurkundet ist: Es werde in erster Linie 
davon Vormerk genommen, dass die sämtlichen Ge- 
nossenschaftsscheine durch Schoch an Marbacher zu 
Eigentum abgetreten worden seien, so dass nunmehr 
letzterer «an Stelle des Schoch in das Genossen- 
schaftsverhältnis eingetreten sei als Verwalter und 
Uebernehmer der Liegenschaft Limmatstrasse 199, 
Zürich 4». Der bisherige Vorstand, bestehend aus 
A. Ith, Schoch und Lang, erklärte mit Rücksicht auf 
den Eintritt Marbachers den Austritt aus der Genos- 
senschaft. «An Stelle Obiger treten in den Vorstand 
und in die Genossenschaft ein die ebenfalls erschie- 
nenen: Gottir, Marbacher als Präsident und dessen 
Ehefrau Anna Marbacher geb. Studer als Aktuarin und 
Quästorin, und als Vizepräsidentin werde eintreten 
Frau Rosa Maillard geb. Studer in Chessalles-Orone.» 

Marbacher bestreitet, dass er mit seiner Frau an 
dieser Generalversammlung teilgenommen habe. 

Mit der vorliegenden, im Mai 1925 beim Bezirks- 
gericht Zürich eingereichten Klage verlangt er, dass 
die Vereinbarung vom 19. Februar 1925 als rechts- 
unwirksam erklärt werde. 

Zur Begründung macht er geltend, es handle sich 
beim abgeschlossenen Rechtsgeschäft um einen ver- 
schleierten Grundstückkauf, der mangels öffentlicher 
Beurkundung ungültig sei. Auf Grund der Abtretung 
der sämtlichen Anteilscheine sei er nicht Genossen- 
schafter geworden, weil die statutarischen Bestim- 
mungen über den Erwerb der Mitgliedschaft nicht 
eingehalten worden seien. 

Demgegenüber stellte sich der Beklagte auf den 
Standpunkt, dass der übereinstimmende Parteiwille 
nicht auf einen Grundstückkauf, sondern auf die — 
rechtlich zulässige Uebertragung sämtlicher «Ge- 
nossenschaftsanteilsrechte» gerichtet gewesen sei, 
kraft deren der Kläger dann auch das alleinige Ver- 
fügungsrecht über die Liegenschaft erlangt habe. 

Die erste Instanz wies die Klage ab, das Ober- 
gericht des Kantons Zürich dagegen hat sie mit Urteil 
vcm 22. März 1927 geschützt. ; 

Gegen dieses Urteil hat der Beklagte die Be- 
rufung an das Bundesgericht erklärt mit dem Antrag 
auf Abwiesung der Klage. 


Das Bundesgericht zieht in Erwägung: 


1. Für die Entscheidung der vorliegenden Streit- 
sache kann die Frage offen bleiben, ob der Wille der 
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Parteien bei Abschluss des Vertrages vom 19. Februar 
1925 darauf gerichtet war, dem Kläger das Eigentum 
an der das einzige Aktivum der Genossenschaft bil- 
denden Liegenschaft zu verschaffen, oder aber darauf, 
dass der Kläger durch Erwerbung sämtlicher Anteil- 
scheine einziger Genossenschafter werde und damit 
wirtschaftlich hinsichtlich der Liegenschaft eine ana- 
loge Stellung erlange, wie sie ihm im Falle der grund- 
buchlichen Eigentumsübertragung zugekommen wäre, 
ohne dass Handänderungsgebühren und allfällige 
Steuern bezahlt werden mussten. Denn nach der 
ersteren Alternative, für die gemäss den zutreffenden 
Ausführungen im angefochtenen Urteil gewichtige 
Gründe sprechen, ist der Vertrag wegen Nichtbeob- 
achtung der gesetzlich erforderlichen Form der 
öffentlichen Beurkundung ungültig. (Art. 216, Abs. I 
OR; 657 ZGB.) Sofern er aber auf einen rechts- 
geschäftlichen Erfolg im Sinne der zweiten Alterna- 
tive abzielte, kann ihm zwar ein Formmangel nicht 
entgegengehalten werden (vgl. BGE 45 II 33 ff.), 
dagegen hat er einen rechtlich unmöglichen Inhalt 
und ist deshalb nach Art. 20 OR nichtig. 


Auszugehen ist davon, dass die Mitgliedschaft 
bei einer Genossenschaft nur durch Beitrittserklärung 
und Aufnahme erworben und durch Austritt oder 
Ausschliessung verloren wird, Sie ist mithin durch- 
aus persönlicher Natur und behält diesen Charakter 
auch bei, wenn von der Genossenschaft — auf den 
Namen lautende - - Anteilscheine ausgestellt werden, 
wie es hier geschehen ist. Eine Verselbständigung 
des Mitgliedschaftsrechtes im Sinne einer wertpapier- 
mässigen Verbriefung in solchen Urkunden (wie bei 
der Aktie), dergestalt, dass deren Uebertragung den 
Erwerber ohne weiteres zum Genossenschafter ma- 
chen würde, findet nicht statt. Die Anteilscheine ver- 
briefen lediglich die genossenschaftlichen Forderungs- 
rechte der darin genannten Personen inbezug auf 
Dividende, Zinse und Liquidationsquote. Ihre Ueber- 
tragung bewirkt daher auch nicht die Nachfolge in 
das Mitgliedschaftsrecht als solches, sondern bloss 
den Uebergang jener vermögensrechtlichen An- 
sprüche. 


Nach geltendem Recht (Art. 683, Abs. 2 OR) ist 
zur Verbindlichkeit des Eintrittes in eine Genossen- 
schaft als Mindesterfordernis eine schriftliche Bei- 
trittserklärung notwendig. Die Statuten können wei- 
tere Requisite aufstellen, dagegen auf jenes nicht ver- 
zichten, ausser für den Eintritt der Erben eines Ge- 
nossenschafters.* Für diesen Fall durchbricht das 
Gesetz den Grundsatz der Unübertragbarkeit der 
Mitgliedschaft, indem es den Statuten gestattet, an- 
zuordnen, dass die Mitgliedseigenschaft ohne wei- 
teres auf die Erben übergehe (Art. 686 OR). 


2. Eine dem Gesetz entsprechende Regelung ist 
vorliegend auch in den Statuten der «Genossenschaft 
Fabrikstrasse» getroffen worden. $ 3 derselben sieht 
vor, dass Mitglieder der Genossenschaft natürliche 
und juristische Personen werden können, die min- 
destens einen Anteilschein erwerben und bar ein- 
zahlen, und dass die Aufnahme durch den Vorstand 
auf «schriftliche Anmeldung hin» erfolge. Wenn es 
sodann in $ 4, Abs. 2 heisst: «dass Rechtsnachfolger 
oder Erben eines Mitgliedes als Mitglieder gelten», 
so kann sich diese Bestimmung einzig auf die Nach- 
folge in die Mitgliedschaft eines durch Tod ausge- 
schiedenen Genossenschafters beziehen. Dass damit 


* Anmerkung: Bei Fusionen kann auch von einer schrift- 
lichen Beitrittserklärung Umgang genommen werden, wenn der 
Fusionsvertrag das ausdrücklich vorsieht. 


nicht etwa (im Widerspruch mit $ 3) grundsätzlich 
die Uebertragbarkeit der Mitgliedschaft durch blosse 
Uebertragung der Anteilscheine festgelegt werden 
wollte, ergibt sich aus der in den Statuten deutlich 
zum Ausdruck gebrachten Unterscheidung zwischen 
dem mit der Person des Genossenschafters verbun- 
denen Mitgliedschaftsrecht und den in den Anteil- 
scheinen verbrieften Forderungsrechten. Gemäss den 
SS 5 und 19 hat nämlich ein ausgeschiedener Genos- 
senschafter, solange er Inhaber eines Anteilscheines 
ist, Anspruch auf Verzinsung der Beteiligungsquote 
zu dem von der (Generalversammlung alliährlich 
festgesetzten Satz, sowie auf Rückerstattung des ein- 
bezahlten Betrages innert fünf Jahren nach dem Aus- 
scheiden. Daraus erhellt klar, dass auch nach der 
Statutarischen Regelung das Mitgliedschaftsrecht 
sich in den Anteilscheinen nicht verselbständigt. So 
erklärt es sich denn auch, dass A. Ith und J. Lang 
am 19. Februar 1925 noch Genossenschafter waren, 
obschon sie keine Anteilscheine mehr besassen. 


3. Dass nach dem Willen der Parteien dem Klä- 
ger, wenn nicht das Eigentum an der Liegenschaft, 
so doch jedenfalls die Mitgliedschaft bei der Genos- 
senschaft durch Uebertragung sämtlicher Anteil- 
scheine verschafft werden sollte, in der Meinung, 
dass er als einziger Genossenschafter tatsächlich 
eine der Verfügungsmacht des Eigentümers ana- 
loge Herrschaft über die der Genossenschaft als 
einer selbständigen Rechtspersönlichkeit gehörende 
Liegenschaft erlange, kann nach dem Vertragstext 
nicht zweifelhaft sein. Denn es heisst darin aus- 
drücklich, Marbacher trete an Stelle des Schoch in 
die Genossenschaft «als Genossenschafter» ein und 
werde kraft des Erwerbes der 15 Anteilscheine 
«alleiniger Genossenschaitsinhaber». Allein diese 
Leistung: Verschaffung der Mitgliedschaft durch 
Uebertragung der Anteilscheine, war nach dem Ge- 
sagten aus rechtlichen Gründen unmöglich, und es 
ist daher der Vertrag gemäss Art. 20 OR nichtig. 


Eine schriftliche Anmeldung hat der Kläger nach 
Erwerbung der in den 15 Anteilscheinen verurkunde- 
ten Forderungsrechte nie gemacht, und ebensowenig 
ist aus den Akten ein Aufnahmebeschluss ersichtlich 
(der übrigens mangels jenes Erfordernisses rechts- 


wnwirksam wäre). Im Protokoll über die ausser- 
ordentliche Generalversammlung vom 19. Februar 
1925 wird lediglich «Vormerk davon genommen», 


dass die sämtlichen Anteilscheine an den Kläger ab- 
getreten worden seien, und dass dieser damit «an 
Stelle des Schoch_ in das Genossenschaftsverhältnis 
eingetreten sei». Eine Anerkennung der Mitglied- 
schaft im Wege eines stillschweigenden Ueberein- 
kommens der Beteiligten endlich wäre nach Gesetz 
und Statuten ausgeschlossen. 


0900009090908 
Schweiz. Volksfürsorge 
0000090299008 
Die Schweizerische Volksfürsorge hat ihre 
Jahresrechnung pro 31. Dezember 1927 abge- 
schlossen. die vorerst an den Verwaltungsrat und 


dann an die am 3. Juni 1928 stattfindende General- 
versammlung weitergeleitet wird. 


„Der Versicherungsbestand ist bis Ende 1927 auf 
25%» Millionen Franken Versicherungssumme ange- 
wachsen. Die Einnahmen an Prämien und Zinsen 
betrugen im Jahre 1927 Fr. 1,389,165.38 ° (gegen 
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Fr. 1.273.856.90 im Vorjahre). Der Sterblichkeits- 
verlauf war wiederum ein guter. Es sind für Todes- 
fälle Fr. 169,405.45 zur Auszahlung gelangt (im Vor- 
jahr Fr. 152.093.30). Nach Verzinsung des Garantie- 
kapitals zu 5% und nach gehöriger Dotierung der 
technischen Reserven ergibt die Jahresrechnung 
einen Ueberschuss von Fr. 176,651.04 (im Vorjahr 
Fr. 151,180.74). wovon Fr. 44,162.76 der statuta- 
rischen Reserve und Fr. 132,488.28 dem Ueberschuss- 
ionds der Versicherten zugewiesen werden, wo- 
durch der letztere auf Fr. 390. 331.34 angewachsen 
ist. Dieser Ueberschussionds ist dazu bestimmt, den- 
jenigen Versicherten, deren Versicherungen minde- 
stens zwei Jahre in Kraft bestehen, Prämien- 
ermässigungen zu gewähren. 

Die Schweiz. Volksfürsorge hat bekanntlich von 
allen schweizerischen Lebensversicherungsunter- 
nehmungen die niedrigsten Tarifprämien. Dessen 
ungeachtet ist es ihr bisher möglich gewesen, von 
Jahr zu Jahr steigende Rechnungsüberschüsse zu 
erzielen. Aus diesen Rechnungsüberschüssen hat sie 
bisher insgesamt 
Fr. 577,983.25 dem Ueberschussionds 
wovon bereits 
in Form von Prämienermässigeungen 
den Versicherten zugute gekommen 
sind, während 
für künftige Prämienermässigungen 


überwiesen, 


»  187,651.91 


Fr. 390,331.34 
bereit stehen. 

Die erforderlichen ordentlichen Garantiemittel 
(Prämienreserven etc.) betragen Ende 1927 Franken 
5 539,030.52. 


Ueber diese ordentlichen Mittel hinaus besitzt 


die Volksfürsorge noch folgende besondere Ga- 
rantien: 
Giarantiekapital Fr. 250,000.— 
Gründungsfonds » 100,000.— 
Statutarischer Reservefonds » 184,108.72 
Ueberschussfonds » 390,331.34 
Zusammen Fr. 924,440.06 
Die gesamten ordentlichen und ausserordent- 


lichen Garantiemittel betragen somit Fr. 6,463,470.58 
und sind ausschliesslich in soliden Schweizerwerten 
angelegt. Allen denienigen, die zu niedrigen Prämien 
und zu günstigen Versicherungsbedingungen eine 
Lebensversicherung abschliessen wollen, sei die 
Schweiz. Volksfürsorge bestens empfohlen. 


Verbandsnachrichten 


Aus den Verhandlungen der Sitzung der Verwaltunsskommission 
vom 19. Januar 1928. 


1. Der V.S.K. hat seine Jahresrechnung per 
3l. Dezember 1927 abzeschlossen, die an den Auf- 
sichtsrat und an die am 16./17. Juni 1928 stattfindende 
Delegiertenversammlung des V.S.K. zur Genehmi- 
gung weitergeleitet wird. 

Der V.S.K. zählt 515 Verbandsvereine. Der 
Umsatz pro 1927 beträgt Fr. 138,974,896.21 zegen- 
über Fr. 126.303,039.56 im Jahre 1926. Das Jahres- 
ergebnis darf als befriedigend bezeichnet werden. 
Nach Verzinsung des Anteilscheinkapitals zu 5%, so- 
wie nach vollständiger Abschreibung der Neuan- 
schaffungen von Mobilien, Maschinen, Automobilen, 
Fässern usw. im Betrage von Fr. 246,184.14, ferner 
nach Abschreibung von Fr. 114,816.— auf Liegen- 


schaften, werden Fr. 200,000.— einer neuen Reserve 
für Propaganda- und Produktionszwecke zuge- 
wiesen. Weitere Fr. 300,000.— werden in den 
ordentlichen Reservefonds gelegt, der damit den 
Betrag von Fr. 5,000 .000.— erreicht. Der Rest des 
Ueberschusses mit Fr. 172,532.77 wird auf neue 
Rechnung vorgetragen. 

2. Herr Verwalter Wartmann vom Allg. Konsum- 
verein Kreuzlingen war kürzlich in der Lage, sein 
25jähriges Dienstjubiläum zu feiern. Die Verwal- 
tungskommission hat dem verdienten Genossen- 
schafter ein Glückwunschschreiben zugesandt. 

3. Der Konsumgenossenschaftliche Frauenbund 
der Schweiz beabsichtigt, sich an der vom 26. Au- 
gust bis 30. September 1928 in Bern stattfindenden 
Schweizerischen Ausstellung für Frauenarbeit (Saifa) 
zu beteiligen und gelangte an den V.S.K. um Ge- 
währung einer Subvention. 

Die Verwaltungskommission hat beschlossen, 
dem Konsumgenossenschaftlichen Frauenbund einen 
Beitrag von Fr. 7000.— im Maximum zu bewilligen, 
um ihm die Teilnahme zu ermöglichen, immerhin in 
der Meinung, dass der erwähnte Betrag eventuell 
auch etwas niedriger gehalten werden sollte. 


Von der Emmentaler Sennhütte 
bis zum Katheder und Kontor. 


Lebensgang des weltbekannten Prof. Dr, 
J. F. Schär. Brosch. Fr. 5.—, geb. Fr. 9.—« 
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Genossenschaitlicher Arbeitsmarkt 


Nachfrage. 


on einer grösseren Konsumgenossenschaft der Zentralschweiz 
wird tür sofort ein tüchtiger, mit sämtlichen Bäckereiar- 


beiten (Brot-, Konditorei- und Pätısseriewaren) vertrauter 
Bäckermeister gesucht. Es kann eine nur ganz tüchtige, 
gut ausgewiesene Kraft berücksichtigt werden. Wohnung event. 
vorhanden. Anmeldungen sind unter Angabe der Gehaltsan- 
sprüche sowie des Alters unter Chiffre K.G. 14 an den Verband 
schweiz. Konsumvereine in Basel zu richten. 


Angebot. 


unger, veiheirateter, äusserst solider Mann sucht bleibende 

Anstellung als Chauffeur-Magaziner für sofort oder auf 
Frühjahr. Ostschweiz bevorzugt. Zeugnisse zu Diensten. Auf 
Wunsch persönliche Vorstellung. Offerten sind zu richten an 
Hans Zürcher, Post Gehrau b/Müllheim (Thurg.). 


Teehtige Verkäuferin mit gründlichen Warenkenntnissen 
sucht Stelle in Konsum. Öfferten unter Chiffre R. H. 13 
an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 
Pe Bursche mit 2jähriger Realschulbildung und etwelcher 
Kenntnisse in der französischen Sprache sucht Lehrstelle 
in Konsumgenossenschaft als Magaziner und Verkäufer. Aus- 
kunft erteilt Konsumverein Grabs (Rheintal). 
Jjags, fleissige Tochter mit guter Schulbildung sucht Stelle 
als Ladenlehrtochter, wo sie auch im Haushalt mithelfen 
könnte, auf anfangs Februar. Familiäre Behandlung erwünscht. 
Offerten sind zu richten an J. Burri, Kronenberg, Thalwil (Zch.) 
Taatieer, exakter Bäcker, mit Zeugnissen über langjährige 
Tätigkeit in Konsumbäckereien und Grossbetrieben, sucht per 
sofort Stelle. Offerten unter Chiffre B. N. 17 an den Verband 
schweiz. Konsumvereine in Basel. 


Redaktionsschluss: 26. Januar 1928 
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